
Ferner werden eingestellt der direkte
S-Bahn-Verkehr zwischen den S-Bahn-
höfen Pankow—Gesundbrunnen, Schön-
hauser Allee—Gesundbrunnen, Treptower
Park—Sonnenallee, Baumschulenweg—
Kölnische Heide. ' \ •

Auf der Stadtbahn beginnen und enden
die S-Bahn-Züge nach und aus Richtung
Osten auf Öem Bahnsteig C des Bahn-
hofes Friedrichstraße^ Die Züge nach und
aus Westen beginnen und enden auf dem
Bahnsteig B des Bahnhofes Friedrich-
Straße. . .

Die S-Bahnhöfe Bornholmer Straße,
Nordbahnhof, Oranienburger Straße,
Unter den Linden und Potsdamer Platz
werden für den öffentlichen Verkehr ge-
schlossen. Die Bahnhöfe Wilhelmsruh,
Schönholz und Wollankstraße der Nord-
strecken der S-Bahn können nur von der
Westberliner Seite her betreten und ver-
lassen werden.

Auf den im demokratischen Berlin ge-
legenen S-Bahn-Strecken wird der Zugver-

kehr in der bisherigen Weise in vollem
Umfang aufrechterhalten. Der S-Bahn-
Verkehr von Bernau — über Pankow —
Schönhauser Allee zum östlichen Teil des
Innenrings wird verstärkt •.. .

3. Die Züge der U-Bahnlinie C halten
im 'demokratischen Berlin nur auf dem
U-Bahnhof Friedrichstraße, der nach dem
Passieren einer Kontrolle betreten und
verlassen werden kann. Die Bahnhöfe
Walter-Ulbricht-Stadion, Nordbahnhof,
Oranienburger- Tor, Französische Straße
und der zu dieser Linie gehörende
Bahnsteig des Bahnhofes Stadtmitte wer-

4. Die Züge der U-Bahnlinie D durch-
fahren das demokratische Berlin ohne
Halt. Die U-Bahnhöfe Bernauer Straße,
Rosenthaler Platz, Weinmeisterstraße, der
Bahnsteig D des Bahnhofes Alexander-
platz, die Bahnhöfe Jannowitzlyücke
und Heinrich-Heine-Straße dieser Linie
werden für den öffentlichen Verkehr ge-
schlossen.

III. Fahrgastschiffahrt
Der Ausflugverkehr der „Weißen

Flotte" zwischen den Havelseen und dem
Seengebiet im Osten Berlins wird ein-
gestellt.

Diese Maßnahmen tragen vorläufigen
Charakter und bleiben in Kraft.bis zura
Abschluß eines Friedensvertrages.

' Verkehrswesen

berlin einer besonderen Bescheinigung. Der Besuch von
friedlichen Bürgern Westberlins in der Hauptstadt der
Deutschen Demokratischen Republik (das demokratische
Berlin) ist unter Vorlage des Westberliner Personalaus-
weises möglich. Revanchepolitikern und Agenten des west-
deutschen Militarismus ist fläs Betreten der Häuptstadt der
DDR {demokratisches Serfin) nicht erlaubt. Für den Be-
Äüch von Bürgern der westdeutschen Bundesrepublik im
demokratischen Berlin bleiben die bisherigen Kontroll-
bestimmungen in Kraft. Die Einreise von Bürgern anderer
Staaten in die Hauptstadt der Deutschen Demokratischen
Republik* wird von diesen Bestimmungen nicht berührt.

kratischen Republik und Westberlin wird
eingestellt. ' \ •

2. Der Bahnhof Warschauer Brücke der
U-Bahnlinie B wird für den öffentlichen
Verkehr geschlossen.

Zugleich halten es die Regierungen der Teilnehmer-
länder des Warschauer Vertrages für notwendig, zu be-
tonen, daß die Notwendigkeit dieser Maßnahmen fortfällt,
sobald die Friedensregelung mit Deutschland verwirklicht
ist und auf dieser Grundlage die spruchreifen Fragen gelöst
sind. • - . . • . - • .

5. Der parallel zu den U-Bahnlinien C
und D verlaufende Omnibus- und Stra-
ßenbahnverkehr der BVG wird verstärkt.

Republik
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schlossen.
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. Auf Grund d e r -Erklärung der . Tei lnehmerstaaten des
Warschauer -Vertrages und des Beschlusses der Volks-
kammer beschließt der Ministerrat der Deutschen Demo-
kratischen Republik: " ' : i * .••••

trogenen werden in die Bundeswehr gepreßt, sie werden
in großem Umfang für Spionageorgane verschiedener Län-
der angeworben, worauf sie als Spione und Sabotageagen-
ten wieder in die DDR geschickt werden. Für derartige
Diversionstätigkeit gegen die Deutsche Demokratische Re-
publik und die anderen sozialistischen Länder ist sogar ein
Sonderfonds gebildet worden. Der westdeutsche Kanzler
Adenauer hat unlängst die NATO-Regierungen, aufgefor-
dert, diesen Fonds zu vergrößern. ,i

Es ist charakteristisch, daß sich die von Westberlin aus-
gehende Wühltätigkeit in letzter Zeit verstärkt hat, und
zwar gerade nachdem die Sowjetunion, die DDR und die
anderen sozialistischen Länder Vorschläge für eine unver-
zügliche Friedensregelung mit Deutschland gemacht haben.
Diese Wühltätigkeit schädigt nicht nur die Deutsche Demo-
kratische Republik, sondern berührt auch die Interessen
der anderen Länder des sozialistischen Lagers. Angesichts
der aggressiven Bestrebungen der̂  reaktionären Kräfte der
Bundesrepublik und ihrer NATO-Verbündeten können die
Warschauer Vertragsstaaten nicht umhin, die erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen, um ihre Sicherheit und vor
allem die Sicherheit der Deutschen Demokratischen Repu-
blik im Interesse des deutschen Volkes selbst zu gewähr-
leisten.

Die Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten wen-
den sich an die Volkskammer und an die Regierung der
DDR, an alle Werktätigen der Deutschen Demokratischen
Republik mit dem Vorschlag, an der Westberliner Grenze
eine solche Ordnung einzuführen, durch die der Wühltätig-
keit gegen die Länder des sozialistischen Lagers zuverlässig
der Weg verlegt und rings um das ganze Gebiet West-
berlins, einschließlich seiner Grenze mit dem demokrati-
schen Berlin, eine verläßliche Bewachung und eine wirk-
same Kontrolle gewährleistet wird. Selbstverständlich wer-
den diese Maßnahmen die geltenden Bestimmungen für
den Verkehr und "die Kontrolle an den Verbindungswegen
zwischen Westberlin und Westdeutschland nicht berühren.

Die Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten ver-i
stehen natürlich, daß die Ergreifung von Schutzmäß*
nahmen an der Grenze Westberlins für die Bevölkerung
gewisse Unbequemlichkeiten schafft, aber angesichts der
entstandenen Lage trifft die Schuld daran ausschließlich
die Westmächte und vor allem die Regierung der Bundes-
republik. Wenn die Westberliner Grenze bisher offen-
gehalten wurde, so geschah dies in der Hoffnung, daß die

1 Westmächte den guten Willen der Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik nicht mißbrauchen wür-i
den. Sie haben jedoch unter Mißachtuns der Interessen
des deutschen Volkes und der Berliner Bevölkerung die
jetzige Ordnung .an der Westberliner Grenze zu ihren
heimtückischen Wühlzwecken ausgenutzt. Der jetzigen
anomalen Lage muß durch eine verstärkte Bewachung und
Kontrolle an der Westberliner Grenze ein Ende gesetzt
werden.

Die Regierungen der Teilnehmerstaaten des Warschauer
Vertrages streben bereits seit mehreren Jahren nach einer
Friedensregelung mit Deutschland. Sie gehen dabei davon
aus, daß diese Frage längst spruchreif ist und keinen wei-
teren Aufschub duldet Wie bekannt, hat die Regierung
der UdSSR mit vollem Einverständnis und voller Unter-
stützung aller Staaten, die der Warschauer Vertragsorga-
nisation angehören, den Regierungen der Länder, die am
Krieg gegen das hitlerfaschistische Deutschland teilnah-
men, den Vorschlag gemacht, mit den beiden deutschen
Staaten einen Friedensvertrag abzuschließen und auf die-
ser Grundlage die Frage Westberlin durch die Verleihung
des Status einer entmilitarisierten Freien Stadt zu lösen.
Dieser Vorschlag berücksichtigt die reale Lage, die sich in
der Nachkriegszeit in Deutschland und in Europa heraus-
gebildet hat Er ist nicht gegen irgendwessen Interessen
gerichtet und hat nur den Zweck, die Überreste des zwei-
ten Weltkrieges zu beseitigen und den Weltfrieden zu
festigen. , •

• Die Erhaltung des Friedens erfordert, dem Treiben der
westdeutschen Revanchisten und Militaristen einen Riegel
vorzuschieben und durch den Abschluß eines deutschen
Friedensvertrages den! Weg zu öffnen für die Sicherung
des Friedens und die Wiedergeburt Deutschlands als fried-
liebender, antiimperialistischer, neutraler Staat Der
Standpunkt der Bonner Regierung, der zweite Weltkrieg
sei noch nicht, zu Ende, kommt der Forderung gleich auf
Freiheit für militaristische Provokationen' vmd Bürger-
kriegsmaßnahmen. Diese imperialistische Politik, die unter
der Maske des Antikommunismus geführt wird, ist die
Fortsetzung der, aggressiven Ziele des faschistischen deut-
schen Imperialismus zur Zeit des dritten Reiches. Aus der
Niederlage Hitler-Deutschlands im zweiten Weltkrieg hat
die Bonner Regierung, die Schlußfolgerung gezogen, daß
die räuberische Politik des deutschen Monopolkapitals
und seiner Hitler-Generale noch einmal versucht werden
soll, indem auf eine deutsche nationalstaatliche Politik ver-
zichtet und Westdeutschland in einen NATO-Staat, in
einen Satellitenstaat der USA verwandelt wurde.

Diese neuerliche Bedrohung des deutschen Volkes und
der europäischen Völker durch den deutschen Militarismus
konnte zu einer akuten Gefahr werden, weil in der west-
deutschen Bundesrepublik und in der Frontstadt West-
berlin die grundlegenden Bestimmungen des Potsdamer
Abkommens über die Ausmerzung des Militarismus und
Nazismus fortlaufend gebrochen worden sind.

In Westdeutschland ist eine Verschärfung der Revanche-
politik mit sich steigernden Gehietsforderungen gegenüber
der Deutschen Demokratischen Republik und de« Nachbar^
Staaten- Deutschland» erfolgt* die in enger Verbindung
steht mit der beschleunigten Aufrüstung und Atom-
bewaffnung der westdeutschen Bundeswehr. Es wird eine
systematische Bürgerkriegsvorbereitung durch die Aden-
auer-Regierung gegenüber der Deutschen Demokratischen
Republik betrieben. Bürger der Deutschen Demokratischen
Republik, die Westdeutschland besuchen, sind in zuneh-
mendem Maße terroristischen Verfolgungen ausgesetzt
Von westdeutschen und Westberliner Agentenzentralen
wird eine systematische Abwerbung von Bürgern der
Deutschen Demokratischen Republik und ein regelrechter
Menschenhandel organisiert.

Wie aus offiziellen Regierungsdokumenten und aus der
Grundsatzerklärung der Parteiführung der CDU/CSU zu
entnehmen ist, hat diese, aggressive Politik und Störtätig-
keit das Ziel, ganz Deutschland in den westlichen Militär-
block der NATO einzugliedern und die militaristische
Herrschaft in der Bundesrepublik auch auf die Deutsche
Demokratische Republik auszudehnen. Die' westdeutschen
Militaristen wollen durch alle möglichen betrügerischen
Manöver,J wie z. B. „freie Wahlen", ihre Militärbasiä zu-
nächst bis zur Oder ausdehnen, um dann den großen Krieg
zu beginnen. .

Die westdeutschen Revanchisten und Militaristen miß-
. brauchen die Friedenspolitik der UdSSR und der Staaten

Auf Grund des Beschlusses der Regie-'
rung der Deutschen • Demokratischen
Republik vom 12. August 1961 erläßt der
Minister des Innern mit sofortiger Wir-
kung folgende Anweisung:

' 1.- Im Straßenverkehr für Kraftfahr-
zeuge und andere Fahrzeuge sowie
Fußgänger zwischen 'Westberlin und
dem demokratischen Berlin bleiben fol-
gende Übergänge geöffnet:

Kopenhagener Straße ' • • ' . '. '
Wollankstraße
Bornholmer Straße
Brunnenstraße * , •
Chausseestraße • • >
Brandenburger Tor
Friedrichstraße
Heinrich-Heine-Straße •
Oberbaumbrücke
Puschkinallee '
Elsenstraße . '
Sonnenallee
Rudower Straße .

2. Berliner S-Bahn-Verkehr

Der direkte S-Bahn-Verkehr zwischen
den Randgebieten der Deutschen Demo-

II. Auf dem Streckennetz der U-Bahn
1. Die U-Bahnzüge des im demokrati-
schen Berlin gelegenen Teils der Linie Ä
beginnen und'enden für den öffentlichen
Verkehr auf dem Bahnhof Thälmann-
platz.

Der U-Bahnhof Potsdamer Platz wird
für den öffentlichen Verkehr geschlossen.

Krämer ;

Minister für

des Warschauer Vertrages in der Deutschlandfrage, um
durch feindliche Hetze, durch Abwerbung und Diversions-
tätigkeit nicht nur der Deutschen Demokratischen Re-
publik, sondern auch anderen Staaten des sozialistischen
Lagers Schaden zuzufügen. , . .

Aus all diesen Gründen beschließt der Ministerrat der
Deutschen Demokratischen Republik in Übereinstimmung
mit, dem Beschluß des Politischen Beratenden Ausschusses
der Staaten des Warschauer Vertrages zur Sicherung des
europäischen Friedens, zum Schütze der Deutschen Demo-
kratischen Republik und im Interesse der Sicherheit der
Staaten des sozialistischen Lagers folgende, Maßnahmen: .

- Zar Unterbindung der feindlichen Tätigkeit der revan-
chistischen und militaristischen Kräfte Westdeutschlands
und Westberlins wird eine solche Kontrolle an den7 Gren-
zen der Deutschen Demokratischen Republik einschließlich
der Grenze zu den Westsektoren von Groß-Berlin ein-
geführt, wie sie an den Grenzen jedes souveränen Staates
üblich ist. Es ist an den Westberliner Grenzen,eine verläß-
liche Bewachung und eine wirksame Kontrolle zu gewähr-
leisten, um der Wühltätigkeit den Weg zu verlegen. Diese
Grenzen dürfen von Bürgern der Deutschen Demokrati-
schen Republik nur noch mit besonderer Genehmigung
passiert werden. Solange Westberlin nicht in eine entmili-
tarisierte neutrale Freie Stadt verwandelt ist, bedürfen
Bürger, der Hauptstadt: der Deutschen Demokratischen
Republik für das Überschreiten der Grenzen nach West-

Die Regierungen der Westmächte haben sich bisher nicht
bereit gezeigt, durch Verhandlungen aller interessierten
Länder zu einer vereinbarten Lösung zu kommen. Mehr
noch: Die Westmächte beantworten die von Friedensliebe
getragenen Vorschläge der sozialistischen Länder mit ver-
stärkten. Kriegsvorbereitungen, mit der Entfachung einer
Kriegshysterie und mit der Androhung militärischer Ge-
walt Offizielle Vertreter einer Anzahl von NATO-Ländern
haben eine Verstärkung ihrer Streitkräfte und Pläne einer
militärischen Teilmobilmachung bekanntgegeben. In eini-
gen NATO-Ländern wurden sogar Pläne einer militäri-
schen Invasion des Hoheitsgebietes der DDR veröffentlicht

Die aggressiven Kräfte machen sich das Fehlen eines
Friedensvertrages zunutze1, um die Militarisierung West-
deutschlands zu forcieren und in beschleunigtem Tempo
die Bundeswehr zu verstärken, wobei sie diese mit den
modernsten Waffen ausrüsten. Die westdeutschen Revan-
chisten lordlern offen, daß ihnen Kern- und Raketenwaffeh
zur Verfügung gestellt werden^Die Regierungen der West-
mächte, die die Aufrüstung Westdeutschlands auf jede
Weise begünstigerii verstoßen damit gröblichst gegen die
wichtigsten internationalen Abkommen, die die Ausrottung
des deutschen Militarismus und die Verhütung seines Wie-
dererstehens in irgendeiner Form vorsehen.

Für Reisen von Bürgern Westberlins über die Verbin-
dungswege der Deutschen Demokratischen Republik ins
Ausland gelten die bisherigen Bestimmungen weiter.

Für den Transitverkehr zwischen Westberlin und West-
deutschland durch die Deutsche Demokratische Republik
wird an den bisherigen Bestimmungen durch diesen Be-
schluß nichts geändert.

Der Minister dies Innern, der Minister für Verkehrswesen
und der Oberbürgermeister von Groß-Berlin werden be-
auftragt, die notwendigen Ausführungsbestimmungen zu
erlassen. • ,

Dieser Beschluß über Maßnahmen zur Sicherung des
Friedens, zum Schütze der Deutschen Demokratischen Re-
publik, insbesondere ihrer Hauptstadt Berlin, und zur
Gewährleistung der Sicherheit anderer sozialistischer Staa-
ten bleibt bis zum Abschluß eines deutschen Friedensver-
trages in Kraft .

. Berlin, den 12. August 1961

Die Westmächte haben sich nicht nur nicht um die Nor-
malisierung der Lage in Westberlin bemüht, sondern fahren
fort, es verstärkt als Zentrum der Wühlarbeit gegen die
DÖR und andere Länder der sozialistischen Gemeinschaft zu
mißbrauchen. Es gibt auf der Erde keinen Ort, wo so viele
Spionage- und Wühlzentralen fremder Staaten konzentriert
wären und wo sie sich so ungestraft betätigen können wie
in Westberlin. Diese zahlreichen Wühlzentralen schleusen
in die DDR Agenten ein, damit sie verschiedene Diversio-
nen unternehmen, sie werben Spione an und putschen
feindliche Elemente zur Organisation von Sabotageakten
und Unruhen in der DDR auf.

Die herrschenden Kreise der Bundesrepublik und die
Spionageorgane der NATO-Länder benutzen die gegen-
wärtige Verkehrslage an der Westberliner Grenze, um die
Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik zu
unterhöhlen. Durch Betrug, Korruption und Erpressung
veranlassen Regierungsorgane und Rüstungskonzerne der
Bundesrepublik einen gewissen labilen Teil von Einwoh-
nern der DDR, nach Westdeutschland zu gehen. Diese Be-

straße, Brandenburger Tor, Elsenstraße,
Bahnhof Friedrichstraße unter Vorlage
ihrer Personaldokumente (Personalaus-
weis oder Reisepaß) wie bisher Tages-
Aufenthaltsgenehmigungen für den Be-
such der Hauptstadt der Deutschen De-
mokratischen Republik, (das demokra-
tische Berlin).

5. Für ausländische Staatsangehörige
gelten die bisherigen Bestimmungen. Für
Angehörige des Diplomatischen Corps
und der westlichen Besatzungskräfte
bleibt es bei der bisher bestehenden Ord-
nung. . . . - . ,

6. Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik, die nicht in. Berlin arbei-
ten, werden gebeten, bis auf weiteres
von Reisen nach Berlin Abstand zu neh-
men.

Zur Durchführung des Beschlusses des
Ministerrates der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 12. August 1961 wer-
den ab sofort folgende Veränderungen im
gesamten Verkehrsnetz des Raumes von
Berlin durchgeführt:

I. Auf dem Streckennetz
der Deutschen Reichsbahn

• . • 1. Fernverkehr
Die Züge des internationalen Fernver-

kehrs und des Fernverkehrs zwischen
Berlin und Westdeutschland verkehren in
ihrem bisher gültigen Fahrplan. Jedoch
beginnen und enden diese Züge am Fern-
bahnsteig A des Bahnhofes Friedrich-
straße.

Auf den S-Bahn-Strecken Oranienburg
bis Hohenneuendorf, Veiten—Hennigs-
dorf, Nauen—Falkensee, Potsdam—Grieb-
nitzsee und Mahlow—Rangsdorf wird der
örtliche Nahverkehr durch Pendelzüge der
S-Bahn bedient.

Zur Verbindung der nördlich, westlich
und südlich von Westberlin gelegenen
Kreise des Bezirks Potsdam mit der
Hauptstadt der Deutschen Demokrati-
schen Republik wird der bereits beste-
hende Berufsschnellverkehr auf dem
Berliner Außenring verstärkt.

IV. Sonderfahrten mit Kraftomnibussen
Alle grenzüberschreitenden Sonderfahr-

ten mit Kraftomnibussen aus Westberlin
sind genehmigungspflichtig. Die Geneh-
migung zu solchen Fahrten ist beim
Deutschenr Reisebüro zu beantragen.

Einige dieser Maßnahmen werden zu
Fahrzeitverlängerungen und andere zu
Fahrzeitverkürzungen führen. Das Mini-
sterium für Verkehrswesen wird sofort
die erforderlichen Maßnahmen einleiten,
um so schnell wie möglich auftretend«:
Unbequemlichkeiten zu vermindern.

Die Züge der Nord-Süd-S-Bahn, die
zwischen Frohnau. und Lichterfelde-Süd,
Heiligensee und Lichtenrade sowie.zwi-
schen Gesundbrunnen und Wannsee über
Schöneberg verkehren, halten im demo-
kratischen Berlin nur am unteren Bahn-
steig des Bahnhofes Friedrichstraße. Das
Hauptgebäude des Bahnhofes Friedrich-
straße kann nur nach dem Passieren einer
Kontrolle betreten und verlassen werden.
Der Bahnsteig C des Bahnhofes Fried-
richstraße kann über die Zugänge, an sei-
nem östlichen und westlichen Ende ohne
Kontrolle betreten und verlassen werden.

2: Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik, einschließlich der Bürger
der Hauptstadt der Deutschen Demokra-
tischen Republik (des demokratischen
Berlins), benötigen für den Besuch von
Westberlin eine Genehmigung ihres zu-
ständigen VolkspoÜzei-Kreisamtes bzw.
ihrer zuständigen Volkspolizei-Inspektion.

Über die Ausgabe solcher Genehmigun-
gen erfolgt eine besondere Bekannt-
machung. ' ' '•• ..

3 . Friedliche Bürger von Westberlin
können unter Vorlage ihres Westberliner
Personalausweises die Obergangsstellen
zum demokratischen Berlin passieren.

4. Einwohner Westdeutschlands erhalten
i n den vier Ausgabestellen Wollank-

Auf Grund des Beschlusses des Mi-
nisterrates der Deutschen Demokratischen
Republik vom 12. August 1961 ist es
Bürger des demokratischen Berlins nicht
mehr möglich, in Westberlin eine Be-
schäftigung auszuüben. :

Der Magistrat fordert alle Bürger des
demokratischen Berlins, die bisher einer
Beschäftigung in Westberlin nachgingen,
auf, sich entweder an ihrer letzten Ar-

BESCHMJSS
des Ministerrates der Deutschen

Demokratischen Republik
der Regierungen der Warschauer

Vertragsstaaten

Berlin, den 12. August 1961

. '; ' M a r o n
Minister des Innern

beitsstelle im demokratischen Berlin zur
Wiederaufnahme der Arbeit oder bei der
für sie zuständigen Registrierstelle' zur
Vermittlung einer geeigneten Tätigkeit zu
melden.

Der Magistrat von Groß-Berlin
. , E b e r t

Oberbürgermeister ,
Berlin, den 12. August 1961


